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A. Aufgabenstellung  

Am 9. Februar 2015 hat die Stadtwerke Neustadt an der Weinstraße GmbH (SWN) 

bei der SGD Süd die Ausweisung des Wasserschutzgebiets (WSG) „Ordenswald“ be-

antragt. Hierfür wurden umfangreiche Unterlagen zur Begründung der Erforderlich-

keit des Wasserschutzgebietes, zu seiner Bemessung und Unterteilung in Schutzzo-

nen eingereicht.1 Ein förmliches Verfahren (§ 111 Abs. 1 S. 1 LWG-RLP) ist bisher 

nicht eingeleitet, es fanden jedoch umfangreiche Vorabstimmungen statt; so hat die 

SGD einen Erstentwurf für die Schutzgebietsverordnung zur Diskussion gestellt.  

 

Die SGD Süd ist als zuständige Behörde (§ 92 Abs. 2 LWG-RLP) ermächtigt, die er-

forderliche Rechtsverordnung zur Ausweisung des Schutzgebiets zu erlassen (§§ 51 

Abs. 1 Satz 1 WHG, 54 Abs. 1 LWG-RLP).  

 

Die Verantwortung für das Verfahren und für seinen zielstrebigen Abschluss liegt 

bei der SGD Süd. Das Festsetzungsverfahren wird von Amts wegen eingeleitet und 

durchgeführt. Die SWN hat dabei keine förmliche Beteiligtenstellung (§ 13 VwVfG); 

sie muss daher nicht angehört werden (§ 28 Abs. 1 VwVfG) und ist auch im Übrigen 

zur Mitwirkung am Verfahren nicht verpflichtet (§ 26 Abs. 2 VwVfG). In der Praxis ist 

es jedoch üblich und zweckmäßig, dass der öffentliche Wasserversorger intensiv am 

Verfahren mitwirkt.  

 

Der von der SWN gestellte Antrag hat vor diesem Hintergrund im Verfahren eine 

anregende und unterstützende Funktion. Die SGD ist im Verfahren nicht auf die von 

der SWN ermittelten fachlichen Grundlagen beschränkt und kann auch von den Ab-

grenzungs- und Zonierungsvorschlägen abweichen. Die von der Björnsen Beratende 

Ingenieure GmbH (nachfolgend BCE) erarbeiteten fachlichen Grundlagen werden al-

lerdings behördlicherseits nicht in Zweifel gezogen, die Unterlagen wurden intensiv 

mit den Fachbehörden des Landes abgestimmt. 

 

Mit Schreiben vom 10. Oktober 2017 stellt das MUEEF klar, dass der Schutz von 

Trinkwasservorkommen nicht allein durch Kooperationsvereinbarungen erreicht 

werden könne; vielmehr sei grundsätzlich die Ausweisung von Wasserschutzgebie-

                                                
1

  Stadtwerke Neustadt an der Weinstraße GmbH (Hrsg.), Antrag auf Neufestsetzung des Wasserschutzgebietes „Ordenswald“, 

Bemessung und Abgrenzung der Schutzzonen, Koblenz, Januar 2015; Verfasser: Björnsen Beratende Ingenieure GmbH. 
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ten erforderlich. Bei deren Abgrenzung sei nach dem DVGW Arbeitsblatt W 101 vor-

zugehen; von der Orientierung am Einzugsgebiet dürfe nur in begründeten Einzel-

fällen zugunsten einer Isochrone abgewichen werden. Hiermit steht der Antrag der 

SWN im Einklang, der vorsieht, das gesamte unterirdische Einzugsgebiet der Was-

serfassungsanlagen als WSG auszuweisen.  

 

Angesichts vielfältiger Einwände – insbesondere aus dem Bereich der Landwirtschaft 

– gegen das geplante WSG hat die SGD informell angeregt, eine räumliche Ein-

schränkung zu prüfen.  

 

Die SWN bittet das Anwaltsbüro GGSC – gemeinsam mit der Björnsen Beratende In-

genieure GmbH –, ergänzend zu den vorliegenden Fachgutachten zu prüfen, ob an-

stelle des Einzugsgebiets andere Grundlagen für die Abgrenzung des WSG fachlich 

und rechtlich tragfähig sein können; insbesondere ist eine Abgrenzung entlang der 

50-Jahres-Isochrone zu betrachten. Die rechtsgutachterliche Stellungnahme (vgl. B., 

C, E.) soll in Verbindung mit der fachlichen Stellungnahme von BCE (vgl. D.) die SWN 

bei der internen Meinungsbildung und der Positionierung in laufenden Abstimmun-

gen unterstützen.  

 

B. Rechtlicher Rahmen und Verfahrensverantwortung  

Nach § 51 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 WHG können WSG durch Rechtsverordnung festgesetzt 

werden, soweit es das Gemeinwohl erfordert, Gewässer im Interesse der derzeit be-

stehenden oder künftigen öffentlichen Wasserversorgung vor nachteiligen Einwir-

kungen zu schützen.  

 

I. Erforderlichkeit 

Die Feststellung, ob und inwieweit das Wohl der Allgemeinheit die Festsetzung 

eines WSG erfordert, ist durch Abwägung der für die Maßnahme sprechenden 

öffentlichen Interessen mit den durch sie beeinträchtigten Belangen zu treffen. 

Die Erforderlichkeit der Festsetzung ist anhand von Schutzwürdigkeit, Schutz-

bedürftigkeit und Schutzfähigkeit des Wasservorkommens zu beurteilen.2 

                                                
2

  Ständige Rspr.; vgl. etwa BVerwG, Urteil vom 02.08.2012 – 7 CN 1/11; OVG Koblenz, Urteil vom 08.10.2015 - 1 C 10843/13, 

Rn. 26; OVG Koblenz, Urteil vom 08.05.2008 - 1 C 10511/06, Rn. 58; OVG Koblenz, Urteil vom 25.02.2005 - 1 C 10358/04.  
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Schutzwürdigkeit ist immer dann anzunehmen, wenn das Wasservorkommen 

wegen seiner Bedeutung (Güte, Menge, Brauchbarkeit) für die öffentliche 

Trinkwasserversorgung des Schutzes bedarf.3 Hierfür reicht es aus, wenn das 

Wasservorkommen qualitativ für die Trinkwasserversorgung überhaupt 

brauchbar ist4.  

 

Schutzbedürftigkeit liegt vor, wenn das Wasservorkommen ohne den Schutz 

durch eine Wasserschutzgebietsverordnung in seiner Eignung für Trinkwasser-

zwecke beeinträchtigt werden kann.5 Der konkrete Nachweis unmittelbar dro-

hender Schäden ist nicht erforderlich; ausreichend ist ein Anlass, typischer-

weise gefährlichen Situationen zu begegnen.6  

 

Ein Wasservorkommen ist schutzfähig, wenn es ohne unverhältnismäßige Be-

schränkung der Rechte Dritter geschützt werden kann.7 Eingriffe in Form einer 

Schutzgebietsverordnung müssen demnach geeignet sein, das Schutzziel zu 

erreichen; ferner müssen sie erforderlich im Sinne des geringsten Eingriffs sein, 

und dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit im engeren Sinn entsprechen.8  

 

Die Schutzwürdigkeit, Schutzbedürftigkeit und Schutzfähigkeit des betreffen-

den Wasservorkommens „Ordenswald“ ist in den Antragsunterlagen (s.o., bei 

Fußnote 1, insbesondere S. 26 ff.) ausführlich dargelegt und steht außer Frage. 

Die SGD Süd als zuständige Behörde sowie die an der Abstimmung beteiligen 

Fachbehörden und Dienststellen des Landes ziehen dies auch nicht in Zweifel. 

Zu erörtern ist in diesem Kontext lediglich, ob es erforderlich ist, das gesamte 

unterirdische Einzugsgebiet der Wasserfassungsanlage unter Schutz zu stellen 

(dazu s.u. C und D). 

 

                                                
3

  OVG Koblenz, Urteil vom 09.03.2000 – 1 C 12087/98, Rn. 36. 

4
  Vgl. OVG Koblenz, Urteil vom 08.10.2015 – 1 C 10843/13, Rn. 28. 

5
  BVerwG, Beschluss vom 20.01.2015 – 7 BN 2.14, Rn. 30. 

6
  Ständige Rechtsprechung; vgl. etwa BVerwG, Urteil vom 12.09.1980 − 4 C 89.77. 

7
  Vgl. BVerwG, Beschluss vom 20.01.2015 – 7 BN 2.14, Rn. 35; OVG Koblenz, Urteil vom 09.03.2000 – 1 C 12087/98, Rn. 36. 

8
  OVG Koblenz, Urteil vom 06.12.2017 – 1 C 10512/15, Rn. 26. 
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II. Eingeschränktes Ermessen 

WSG „können“ unter den Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 WHG 

festgesetzt werden. Die Festsetzung eines WSG steht im Ermessen der zustän-

digen Behörde.9 Es handelt sich um ein „intendiertes“ Ermessen der Wasser-

behörde. Diese kann nicht frei entscheiden, ob überhaupt Regelungen zum 

Schutz des Trinkwasservorkommens getroffen werden. Erfordert das Wohl der 

Allgemeinheit den Schutz eines Trinkwasservorkommens vor nachteiligen Ein-

wirkungen, beschränkt sich das Ermessen auf die Beurteilung, ob für den an 

sich gebotenen Schutz gerade die Festsetzung eines WSG notwendig ist, oder 

ob bereits einfache, einzelfallbezogene Nutzungsbeschränkungen sinnvoller 

und damit ausreichend sind.10 Dabei sind die gesetzlichen Ziele (Art. 20a GG, 

§ 51 Abs. 1 WHG, § 13 LWG-RLP), sowie der Rheinlandpfälzische Bewirtschaf-

tungsplan 2016-2021 (§ 83 WHG) nebst Maßnahmenprogramm für die Gewäs-

ser im Bearbeitungsgebiet Oberrhein (§ 82 WHG) heranzuziehen. 

 

Das Normsetzungsermessen bezieht sich auch auf die räumliche Abgrenzung 

des WSG.11 Kann das unterirdische Einzugsgebiet wegen komplexer hydro-

geologischer Bedingungen nicht sicher abgegrenzt werden, sind Näherungslö-

sungen heranzuziehen.12 Ob die Einbeziehung eines Grundstücks ohne Ge-

fährdung des Schutzzwecks des WSG unterbleiben kann, weil durch andere 

Maßnahmen ein vergleichbares Schutzniveau für das Grundwasser gewährleis-

tet ist, kann nur unter Berücksichtigung der konkreten Umstände des Einzelfal-

les beantwortet werden.13 Die Behörde ist also nicht grundsätzlich verpflichtet, 

alle Grundstücke des Einzugsgebiets in den Geltungsbereich eines WSG einzu-

beziehen. Sie hat einen Ermessensspielraum, wie sie den gebotenen Schutz 

des Wasservorkommens gewährleisten will. Die Ermessensentscheidung muss 

sich aber an einem nachvollziehbaren Schutzkonzept messen lassen;  es kann 

                                                
9

  Ständige Rechtsprechung; vgl. etwa BVerwG, Beschluss vom 17.10.2005 - 7 BN 1/05, Rn. 21; BVerwG, Beschluss vom 

23.01.1984 – 4 B 157.83, Rn. 4. 

10
  BVerwG, Beschluss vom 29.09.2010 – 7 BN 1.10, Rn. 7; BVerwG, Beschluss vom 23.01.1984 – 4 B 157/83, Rn. 4; BayVGH, Urteil 

vom 15.09.2005 - 22 N 05.1126. 

11
  BVerwG, Beschluss vom 29.09.2010 – 7 BN 1.10, Rn. 7. 

12
  OVG Koblenz, Urteil vom 06.12.2017 - 1 C 10512/15, Rn. 30. 

13
  BVerwG, Beschluss vom 29.09.2010 – 7 BN 1.10, Rn. 7 und 9. 
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darauf ausgerichtet sein, bei Vorliegen besonderer Umstände das anzustre-

bende Schutzniveau durch einzelfallbezogene Maßnahmen zu erreichen.14 

 

III. Zwischenergebnis zum rechtlichen Rahmen und Verfahrensverantwor-

tung  

Angesichts des begrenzten Ermessensspielraums bei einem schutzwürdigen, 

schutzbedürftigen und schutzfähigen Grundwasserkörper richtet sich die Ab-

grenzung und Zonierung eines Wasserschutzgebietes maßgeblich nach dem 

Kriterium der Erforderlichkeit15, das gerichtlich voll überprüfbar ist. Die SGD 

zieht nicht in Zweifel, dass ein Schutz der Wasserfassung „Ordenswald“ durch 

ein WSG erforderlich ist. Der Antrag mit sämtlichen fachgutachterlichen 

Grundlagen wurde intensiv mit den zuständigen Behörden und Fachdienststel-

len des Landes abgestimmt. Die SGD hat bereits einen Diskussionsentwurf für 

die Schutzgebietsverordnung vorgelegt.  

 

Damit ist die Frage des „Ob“ einer WSG-Ausweisung geklärt; es liegen alle Vo-

raussetzungen vor, um ein förmliches Festsetzungsverfahren einzuleiten (§ 111 

LWG-RLP). In diesem Verfahren kann dann das „Wie“ geklärt werden: die kon-

krete Abgrenzung des WSG, seine Unterteilung in Zonen und differenzierte 

Schutzbestimmungen.  

 

Die SGD Süd ist daher rechtlich gehalten, das WSG auszuweisen und hierfür 

das förmliche Festsetzungsverfahren einzuleiten. Fachliche Gutachten, Vor-

arbeiten und Abstimmungen unter anderen Beteiligten oder Betroffenen 

haben lediglich unterstützenden Charakter. Sie entbinden die zuständige 

Behörde nicht von ihrer Verantwortung, zielstrebig die notwenigen Schritte 

zur Ausweisung des WSG einzuleiten. 

 

C. Kriterien für die Schutzgebietsabgrenzung  

Zur Abgrenzung und Zonierung eines WSG sind diejenigen Flächen zu ermitteln, die 

eines über den allgemeinen Grundwasserschutz hinausgehenden, besonderen 

Schutzes bedürfen. Die Abgrenzung und Zonierung hat sich an hydrogeologischen 

                                                
14

  BVerwG, Urteil vom 2. August 2012  7 CN 1.11, unter 2. a) aa) (1). 

15
  HessVGH, Urteil vom 24.11.2006, 7 N 1420/05; HessVGH, Urteil vom 24.11.2006 - 7 N 1420/05. 
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und hydraulischen Kriterien zu orientieren; bei komplexen Verhältnissen hat die Be-

hörde bei der Abgrenzung des Schutzgebiets einen administrativen Vereinfachungs-

spielraum.16 Die bei der Zonierung gesetzlich vorgesehene Orientierung an den all-

gemein anerkannten Regeln der Technik (§ 51 Abs. 2 WHG) gilt entsprechend auch 

bei der Festsetzung der Schutzgebietsgrenzen.  

 

I. Regel: Einzugsgebiet – DVGW Arbeitsblatt W 101 

Die allgemein anerkannten Regeln der Technik werden derzeit durch die gel-

tende Fassung das DVGW Arbeitsblatt W 101 konkretisiert17, die auf Grund 

des Runderlasses des rheinland-pfälzischen Ministeriums für Landwirtschaft, 

Weinbau und Forsten vom 12. Juni 1963 auch nach der aktuellen Rechtspre-

chung des OVG Koblenz für die Schutzgebietsabgrenzung verbindlich ist.18 

Danach umfasst ein Trinkwasserschutzgebiet in der Regel das gesamte unter-

irdische Einzugsgebiet einer Wassergewinnungsanlage (Nr. 3 DVGW Arbeits-

blatt W 101); Zone III reicht in der Regel bis zur Grenze des unterirdischen Ein-

zugsgebietes der Wassergewinnungsanlage (Nr. 4.4.1 DVGW Arbeitsblatt W 

101).  

 

Nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik ist mithin das gesamte 

Einzugsgebiet einer Wasserfassung als schutzbedürftig zu betrachten; Abwei-

chungen hiervon bleiben die begründungsbedürftige Ausnahme und benöti-

gen eine erkennbare, sachlich gebotene Rechtfertigung.19 

 

II. Ausnahme: Alternative Ansätze zur Schutzgebietsabgrenzung (Teile des 

Einzugsgebiets) 

Anhaltspunkte für den Maßstab einer sachlich gebotenen Abweichung sind 

dem DVGW Arbeitsblatt W 101 selbst zu entnehmen. Richtschnur ist stets die 

                                                
16

   BVerwG, Urteil vom 02.08.2012 - 7 CN 1.11, unter II. 2. a) aa).  

17
  Vgl. BT-Drucksache 16/12275, S. 67. 

18
  MinBl., S. 657; OVG Koblenz, Urteil vom 06.12.2017 - 1 C 10512/15, Rn. 28; das heutige DVGW Arbeitsblatt W 101 ist eine 

Fortschreibung der damaligen „Richtlinien für die Einrichtung von Schutzgebieten für Trinkwassergewinnungsanlagen (Trink-

wasserschutzgebieten)“ von 1953 

19
  OVG Koblenz, Urteil vom 06.12.2017 - 1 C 10512/15, Rn. 28; OVG Magdeburg, Urteil vom 17.03.2011 - 2 K 174/09; VGH 

Mannheim, Urteil vom 07.12.2009 - 3 S 170/07; OVG Koblenz, Urteil vom 27.09.1989 - 10 C 42/88. 
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Gefährdung des Grundwassers und die daraus resultierende Schutzbedürftig-

keit. 

 

So muss etwa den unterschiedlichen Auswirkungen von Art, Ort und Dauer 

potenzieller Gefahren sowie der Untergrundbeschaffenheit durch eine Glie-

derung des Trinkwasserschutzgebietes in Schutzzonen Rechnung getragen 

werden (Nr. 3 DVGW Arbeitsblatt W 101).  

 

Zudem wird darauf hingewiesen, dass die Gefährdung des zu fördernden 

Grundwassers bei zunehmender Verweilzeit und Mächtigkeit des Grundwas-

serleiters durch Verdünnungs-, Abbau- und Rückhalteprozesse in der Regel 

abnimmt (Nr. 4.4.2 DVGW Arbeitsblatt W 101), was einen weiteren Anhalts-

punkt für mögliche Abweichungsgründe bietet. Entsprechend sieht das Ar-

beitsblatt für die Unterteilung der Zone III sowohl eine Orientierung an Ent-

fernungen von der Fassungsanlage vor, als auch eine Orientierung an Iso-

chronen. Für beide Verfahren wird jedoch deutlich gemacht, dass sie auf den 

Einzelfall angepasst anzuwenden sind (Nr. 4.4.2 DVGW Arbeitsblatt W 101). 

Der Schutz der Wasserfassung, insbesondere vor nicht oder nur schwer ab-

baubaren chemischen oder vor radioaktiven Verunreinigungen soll gewähr-

leistet sein (Nr. 3 DVGW Arbeitsblatt W 101).  

 

III. Verwaltungspraxis 

In Bayern und Brandenburg sehen die geltenden Vollzugshilfen Kriterien und 

Prüfschritte vor, die eine Eingrenzung der WSG ermöglichen, so dass nur ein 

Teil des Einzugsgebietes der Wasserfassungsanlagen ausgewiesen wird. Hier-

bei finden unter bestimmten Bedingungen auch Fließzeitisochronen (z.B. 30 

Jahre in Brandenburg) und feste Abstandslinien zu den Wasserfassungsanla-

gen Verwendung. Details können der fachlichen Stellungnahme der BCE ent-

nommen werden (vgl. D.II.1.).  

 

Die Verwaltungspraxis in Sachsen-Anhalt orientiert sich an dem brandenbur-

gischen Leitfaden. Die verwendete 30-Jahres-Isochrone wurde in einem ge-
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richtlich entschiedenen Einzelfall nicht beanstandet.20 Allerdings setzten sich 

die Gerichte bei ihren Entscheidungen nicht dezidiert mit der grundsätzlichen 

Tragfähigkeit der 30-Jahres-Isochrone als Abgrenzungskriterium auseinander.  

 

Eine schematische Abgrenzung allein auf Basis der in den o.g. Vollzugshilfen 

angegebenen Isochronen bzw. Abstandslinien wäre allerdings rechtlich be-

denklich. Wie dargelegt, bedürfen Abweichungen von der technischen Regel 

(Einzugsgebiet) einer sachlichen Rechtfertigung, die sich aus den jeweiligen 

Umständen des Einzelfalls ergibt. Dies wird in der Bayerischen Vollzugshilfe 

weitaus stärker als in der Brandenburgischen Vollzugshilfe hervorgehoben. 

Aber auch dort spielen die Umstände des Einzelfalls für die Auswahl zwischen 

den verschiedenen Isochronen bzw. Abstandslinien eine maßgebliche Rolle. 

 

Aus praktischer Sicht ist neben der „Erlasslage“ in Rheinland-Pfalz (s.o. unter 

C.I.) die einschlägige Rechtsprechung der rheinland-pfälzischen Verwaltungs-

gerichte – insbesondere des OVG Koblenz – relevant. Dieses setzt einen Ak-

zent bei der Berücksichtigung der konkreten Umstände des Einzelfalls. Dies gilt 

beispielsweises bei der Auswahl der Isochrone zur Abgrenzung der Zone III. 

Diese ist - anders als bei der Abgrenzung der Zone II - nicht durch das DVGW 

Arbeitsblatt W 101 vorgegeben, sondern muss im Einzelfall begründet wer-

den.21 Die Anwendung fester Abstandsgrößen stellt ebenfalls nicht sicher, dass 

die Abmessungen eines WSG im Einzelfall erforderlich im Sinne des § 51 Abs. 1 

S. 1 WHG sind.  

 

IV. Zwischenergebnis zur Schutzgebietsabgrenzung  

Die entscheidenden Kriterien für die räumliche Bemessung eines WSG sind die 

Schutzbedürftigkeit (Erforderlichkeit) und die Schutzfähigkeit: in das WSG  

 

(i) dürfen nur Flächen einbezogen werden, von denen relevante Gefährdun-

gen des Grundwassers ausgehen können (Schutzbedürftigkeit/ Erforder-

lichkeit); 

                                                
20

  OVG Magdeburg, Beschluss vom 13.03.2017 - 2 M 7/17, vorgehend VG Magdeburg, Beschluss vom 21.12.2016 - 8 B 422/16 

MD. 

21
  OVG Koblenz, Urteil vom 08.10.2015 - 1 C 10843/13, Rn. 60. 
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(ii) müssen alle Flächen einbezogen werden, für die Schutzbestimmungen im 

Rahmen eines konsistenten Schutzkonzepts zu treffen sind, mit dem die 

Schutzziele auch erreicht werden (Schutzfähigkeit). 

  

Die rechtlich maßgebliche Technische Regel der DVGW (§ 51 Abs. 2 WHG) so-

wie die Rechtsprechung gehen davon aus, dass die beiden vorgenannten Be-

dingungen regelmäßig erfüllt sind, wenn das unterirdische Einzugsgebiet der 

Wasserfassungsanlagen als WSG ausgewiesen wird.  

 

Wird das WSG über das Einzugsgebiet hinaus ausgedehnt, kann dies gegen 

das Kriterium der Erforderlichkeit verstoßen (s.o., (i) - Übermaß).  

 

Wird dagegen nur ein Teil des Einzugsgebiets als WSG ausgewiesen, kann das 

Risiko bestehen, dass der angestrebte Schutz des Trinkwasservorkommens 

praktisch nicht erreicht werden kann (Schutzfähigkeit, s.o., (ii) - Untermaß).  

 

Ist das Einzugsgebiet vergleichsweise groß (mit einsprechend langen Fließzei-

ten von seinen Randbereichen bis zur Wasserfassung), kann diesem Umstand 

durch die Zonierung und abgestufte Schutzbestimmungen Rechnung getra-

gen werden (Verhältnismäßigkeit). 

 

Die hier vorliegenden Umstände im Falle des Trinkwasservorkommens „Or-

denswald“ erfordern keine Abweichung von dieser Regel (Einzugsgebiet als 

WSG-Abgrenzung). Der Größe des Einzugsgebiets, den langen Fließzeiten 

sowie den bisher in der Diskussion erhobenen Einwänden kann durch die 

Zonierung und durch abgestufte Schutzbestimmungen Rechnung getragen 

werden.  

 

Die zuständige Behörde und die anderen Beteiligten wären daher aus recht-

licher Sicht auf der „sicheren Seite“, wenn sie nach der einschlägigen techni-

schen Regel verfahren und das WSG entsprechend den Grenzen des unterir-

dischen Einzugsgebiets ausweisen.  

 

Eine andere Frage ist, ob es ggf. sachlich gerechtfertigt und rechtlich tragfä-

hig wäre, angesichts der hier vorliegenden Umstände nur einen Teil des Ein-
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zugsgebiets als WSG auszuweisen und hierfür beispielsweise eine Fließzeitiso-

chrone zu verwenden. Ansatzpunkte hierfür bieten das DVGW-Arbeitsblatt 

W 101 und die Vollzugspraxis bzw. -hilfen in anderen Bundesländern (s.o., C. 

III.).  

 

Bei solchen Überlegungen zur Verkleinerung des regelmäßig geforderten 

Schutzgebiets ist konkret zu prüfen, ob dann noch eine ausreichende Schutz-

fähigkeit gegeben ist (s.o., (ii)).  

 

Hierbei verbietet sich eine schematische Betrachtungsweise. Zunächst ist das 

gesamte Einzugsgebiet einer Wasserfassung als schutzbedürftig zu betrachten; 

Abweichungen hiervon bleiben die Ausnahme und benötigen eine sachlich 

gebotene Rechtfertigung. Ansatzpunkte für eine sachlich gebotene Abwei-

chung sind dem DVGW Arbeitsblatt W 101 selbst zu entnehmen. Richtschnur 

ist stets die Gefährdung des Grundwasserkörpers mit der daraus resultieren-

den Schutzbedürftigkeit. 

 

So wäre die Abgrenzung des WSG mit einer 30- bzw. 50-Jahres-Isochrone 

bzw. einer 4-km-Abstandslinie mit dem bloßen Verweis, die Fließzeit zur Fas-

sungsanlage sei mit 100 Jahren „sehr lang“22, unseres Erachtens nicht tragfä-

hig. Es ist das Ziel der Zone III, den Schutz vor nicht oder nur schwer abbauba-

ren chemischen oder vor radioaktiven Verunreinigungen zu gewährleisten (Nr. 

3 DVGW Arbeitsblatt W 101).23 Die Fließzeit bis zur Fassungsanlage ist daher 

für sich kein ausreichendes Kriterium, solange sich nicht im Einzelfall aus der 

Länge der Fließzeit ein tatsächlich reduziertes Schutzbedürfnis ergibt. Daher 

dürfte auch die Erwägung, dass es bei „sehr großen“ Einzugsgebieten von 

WSG in ländlichen Gebieten zu einer Vielzahl von Ausgleichsforderungen der 

Landwirtschaft und in der Folge zu Gebührenerhöhungen kommen könnte24, 

für sich genommen nicht tragfähig und ggf. ermessensfehlerhaft sein. 

 

Die Vollzugspraxis und Rechtsprechung ist in den einzelnen Bundesländern 

uneinheitlich. Angesichts der Rechtsprechung des OVG Koblenz sollte mit Blick 

                                                
22

  Leitfaden des MLUV des Landes Brandenburg, Wasserschutzgebiete im Land Brandenburg – Festsetzung und Vollzug, S. 17. 

23
  Nr. 3 DVGW Arbeitsblatt W 101. 

24
  A.a.O. 
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auf eine  vom Einzugsgebiet abweichende  Abgrenzung des WSG „Ordens-

wald“ anhand der örtlichen Umstände begründet entschieden werden, welche 

Isochrone der Abgrenzung zugrunde gelegt werden könnte (vgl. unten, E.). 

 

D.  Fachliche Einschätzung zu Abgrenzungsvarianten 

Die nachfolgende Stellungnahme von BCE stellt eingehend die fachlichen Grundla-

gen bei der Ausweisung des WSG „Ordenswald“ dar. 

 

I. Aufgabenstellung und Zielsetzung 

Die vorliegende Stellungnahme steht als fachliche Ergänzung zur rechtlichen 

Prüfung der Abgrenzung des WSG „Ordenswald“. Somit sei hier auf die Erläu-

terung der Aufgabenstellung und der Zielsetzung dieser Prüfung in der zuge-

hörigen juristischen Stellungnahme des Anwaltsbüros GGSC verwiesen (vgl. 

A.).  

 

Im Folgenden wird fachlich erläutert, ob die 50-Jahres-

Grundwasserströmungsisochrone als äußere Begrenzung des geplanten WSG 

und somit alternativ zur Abgrenzung anhand des unterirdischen Einzugsge-

biets der Wassergewinnung (gemäß dem Technischen Regelwerk des DVGW 

(Deutsche Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e.V.) Arbeitsblatt W 101)25 

herangezogen werden kann. Ferner werden weitere alternative Ansätze zur 

Abgrenzung des WSG in schematischer Weise geprüft. 

 

II. Randbedingungen und Grundlagen 

1. Methodische Ansätze 

Gemäß DVGW Arbeitsblatt W 10126 ist in der Regel das gesamte unterir-

dische Einzugsgebiet einer Wasserfassung als WSG auszuweisen. Diese 

Vorgehensweise ist in vielen Bundesländern, so auch in Rheinland-

                                                
25

  Deutsche Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e. V., DVGW- Arbeitsblatt W 101: Richtlinien für Trinkwasserschutzgebiete, 

Teil 1: Schutzgebiete für Grundwasser, DVGW Regelwerk, Bonn, Juni 2006. 

26
  Deutsche Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e. V., DVGW- Arbeitsblatt W 101: Richtlinien für Trinkwasserschutzgebiete, 

Teil 1: Schutzgebiete für Grundwasser, DVGW Regelwerk, Bonn, Juni 2006. 
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Pfalz27, die Grundlage zur Festlegung der räumlichen Ausdehnung des 

WSG. Im Einzelfall kann von dieser Standardvorgehensweise abgewichen 

werden, sofern dies fachlich begründbar ist.  

 

In einigen wenigen Bundesländern existieren landesspezifische Regelun-

gen, die eine Verkleinerung des WSG oder der Schutzzonenstaffelung 

zulässt.28 

 

Die einzigen Bundesländer, die grundsätzlich eine Verkleinerung der 

WSG-Ausdehnung gegenüber der Ausdehnung nach W 101 anstreben, 

sind Bayern29  und Brandenburg30. 

 

Nachfolgend sind wesentliche Kriterien zur WSG-Ausweisung in den 

Bundesländern Brandenburg und Bayern erläutert. 

 

Abgrenzung des WSG gemäß des Bayerischen Merkblatts31  

 

Im Merkblatt des Bayerischen Landesamts für Umwelt (LfU) wird die seit-

liche Verkleinerung und die oberstromige Kappung der Schutzzone IIIB 

anhand von Isochronen und der Einbeziehung der Schutzfunktion der 

Grundwasserüberdeckung erreicht. Dabei wird die Schutzzonenbemes-

sung wie folgt vorgenommen: 

 

 Untergliederung des Gesamteinzugsgebiets in Risikozonen mit ho-

her, mittlerer und geringer Schutzbedürftigkeit sowie ergänzend 

die Betrachtungen zur Zustromwahrscheinlichkeit und der Verhält-

                                                
27

  https://lfu.rlp.de/de/wasserwirtschaft/hydrologie/hydrologie/wasserschutzgebiete/ , abgerufen am 09.07.2018. 

28  Struktur- und Genehmigungsdirektion (SGD) Süd, Wissenschaftliche Konzeption zur Ableitung der Schutzzonengrenzen für 

das WSG „Benzenloch“, Karlsruhe, Dezember 2013, Verfasser: Deutsche Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) 

- Technologiezentrum Wasser, (TZW). 
29  Bayrisches Landesamt für Umwelt, Merkblatt Nr. 1.2/7 – Teil 1: Wasserschutzgebiete für die öffentliche Wasserversorgung. 

Wasserschutzgebiete als Bereiche besonderer Versorge – Aufgaben, Bemessung und Festsetzung, Augsburg, Januar 2010. 
30

  Leitfaden des MLUV des Landes Brandenburg, Wasserschutzgebiete im Land Brandenburg – Festsetzung und Vollzug. 

31
  Bayrisches Landesamt für Umwelt, Merkblatt Nr. 1.2/7 – Teil 1: Wasserschutzgebiete für die öffentliche Wasserversorgung. 

Wasserschutzgebiete als Bereiche besonderer Versorge – Aufgaben, Bemessung und Festsetzung, Augsburg, Januar 2010. 
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nismäßigkeit (Anteil des im betrachteten Gebiet gebildeten Grund-

wassers an der Gesamtmenge des genutzten Grundwassers). 

 Einstufung der Schutzfunktion der Grundwasserüberdeckung im 

Trinkwassereinzugsgebiet nach der Methode von HÖLTING et al. 

(1995). 

 Durch isotopenhydrologische Untersuchungen zur Grundwasser-

verweilzeit im Untergrund ist zu verifizieren, dass es sich um triti-

umfreie Tiefenwässer handelt oder Mischwässer, bei denen auch 

der jüngere Anteil älter als 10 Jahre ist. 

 Bei einheitlich mittlerer Schutzfunktion der Grundwasserüberde-

ckung wird die Ausweisung einer Zone III empfohlen, die den Vor-

gaben des DVGW-Arbeitsblattes W 101 für die Zone III A ent-

spricht. 

 Bei geringer oder sehr geringer Schutzfunktion der Grundwas-

serüberdeckung wird die Reinigungswirkung des Grundwasserlei-

ters als weiteres Kriterium herangezogen. 

 Bei Porengrundwasserleitern wird zunächst die Zone III A gemäß 

DVGW-Arbeitsblatt W 101 festgelegt. Zur Abgrenzung der Zone III 

B wird im nächsten Schritt die 3-Jahre-Fließzeit-Isochrone ermittelt. 

 Bei geringer Schutzfunktion der Grundwasserüberdeckung wird die 

anzusetzende Fließzeit mit Hilfe eines Anteilsfaktors reduziert. Die 

Fließzeit beträgt auf diese Weise mindestens 1,5 Jahre. Liegt die 

ermittelte Isochrone innerhalb der festgelegten Zone III A sind kei-

ne weiteren Schritte erforderlich. Es bleibt bei der abgegrenzten 

Zone III A. 

 Liegt sie außerhalb der festgelegten Zone III A werden in diesem 

Betrachtungsgebiet Bereiche mit mindestens mittlerer Schutzfunk-

tion der Grundwasserüberdeckung ausgegliedert. Zusätzlich kön-

nen bei mehr als 5 km Entfernung von der nächstgelegenen Was-

serfassung Risikozonen mit mittlerer Schutzbedürftigkeit aus der 

weiteren Betrachtung entfallen. Die verbliebenen Bereiche sind als 

Zone III B abzugrenzen.  
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Abbildung 1 verdeutlicht in einem Flussdiagramm die Vorgehens-

weise bei der Abgrenzung von Wasserschutzgebieten. 

Abbildung 1:  Flussdiagramm zur Schutzgebietsbemessung aus dem Merkblatt des 

Bayerischen LfU  

 

Abgrenzung des WSG nach der Brandenburgischen Leitlinie32 

Gemäß der Leitlinie aus Brandenburg erfolgt die Ausweisung der Zone III 

(bzw. IIIB) entweder an der Einzugsgebietsgrenze, an der 30-Jahres-

Isochrone oder endet oberstromig an der 4-km-Abstandslinie.  

 

„Wenn sich die Zone III oberstromig mehr als 4 km ausdehnt, erfolgt re-

gelmäßig eine Unterteilung in die Zonen IIIB und IIIA, und zwar entweder 

an der 2-km-Abstandslinie oder an der 30-Jahres-Isochrone oder an der 

                                                
32

 Leitfaden des MLUV des Landes Brandenburg, Wasserschutzgebiete im Land Brandenburg – Festsetzung und Vollzug. 
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10-Jahres- Isochrone. Die 30-Jahres-Isochrone wird für eine Unterteilung 

nur verwandt, wenn sie sehr nahe an der Fassung liegt (ca. 2 km). Andere 

Isochronen als 30 und 10 Jahre und andere Abstandslinien als 2 und 4 

km werden für die Ausweisung und Unterteilung der Zone III nur in be-

gründeten Ausnahmefällen verwandt.  

 

Welche der genannten Linien für die Ausweisung und Unterteilung der 

Zone III verwandt werden, hängt insbesondere von folgenden Faktoren 

ab: 

 

 Größe des Einzugsgebietes 

 hydrogeologische Bedingungen 

 Abstand der Isochronen von der Fassung 

 Gesamtschutzfunktion der Grundwasserüberdeckung 

 bestehende Nutzungen im Einzugsgebiet 

 topografische Gegebenheiten“ 
 

In dem Leitfaden aus Brandenburg wird zudem darauf hingewiesen, dass 

für jedes Schutzgebiet eine individuelle Entscheidung zu treffen ist, die 

zwischen den zuständigen Behörden unter Berücksichtigung aller rele-

vanten Faktoren abgestimmt und gemeinsam mitgetragen werden muss. 

Zusätzlich wird erwähnt, dass bei einer Bemessung der Zone III an Iso-

chronen oder Abstandslinien (Abweichung vom DVGW-Arbeitsblatt W 

101) für die Rechtssicherheit der Verordnung ein fachlich nachvollziehba-

res Konzept erforderlich ist.  
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In der nachfolgenden Tabelle sind die Vorgehensweisen der drei Regel-

werke nochmals zusammenfassend dargestellt. 

 

Bundesland WSG-Ausdehnung Regelwerk 

Allgemein gültig für alle 

Bundesländer 

Standard: Gesamtes Einzugs-

gebiet, ausgenommen Ein-

zelfälle 

DVGW-W 101 

Bayern seitliche Verkleinerung und 

oberstromige Kappung der 

Schutzzone IIIB anhand von 

Isochronen und der Einbe-

ziehung der Schutzfunktion 

der Grundwasserüberde-

ckung  

Merkblatt des LfU33 

Brandburg 30-Jahres-Isochrone oder 

oberstromig Kappung an der 

4-km Abstandslinie 

Leitlinie des MLUV34 

 

2. Bestehendes Schutzkonzept WSG „Ordenswald“ 

Dem bestehenden Antrag auf Neufestsetzung des WSG „Ordenswald“ 

vom Januar 2015 liegt nach vorangegangener einvernehmlicher Abstim-

mung mit der Genehmigungs- sowie den Fachbehörden die Abgrenzung 

gemäß DVGW Arbeitsblatt W 101 zugrunde. Demnach und basierend auf 

umfangreichen hydrogeologischen Untersuchungen sowie dem Einsatz 

eines numerischen Grundwassermodells wurde das Einzugsgebiet der 

Trinkwassergewinnung für mittlere hydrologische Verhältnisse und ma-

ximal wasserrechtlich erlaubter Entnahmemenge von 3,5 Mio. m³/a er-

mittelt. Die parzellenscharf abgegrenzte Umhüllende des Einzugsgebie-

tes stellt die Abgrenzungslinie des WSG dar, für das die Schutzwürdigkeit 

und die Schutzbedürftigkeit unstrittig sind.35  

                                                
33

  Bayrisches Landesamt für Umwelt, Merkblatt Nr. 1.2/7 – Teil 1: Wasserschutzgebiete für die öffentliche Wasserversorgung. 

Wasserschutzgebiete als Bereiche besonderer Versorge – Aufgaben, Bemessung und Festsetzung, Augsburg, Januar 2010. 

34
  Leitfaden des MLUV des Landes Brandenburg, Wasserschutzgebiete im Land Brandenburg – Festsetzung und Vollzug. 

35
  Stadtwerke Neustadt an der Weinstraße GmbH (Hrsg.), Antrag auf Neufestsetzung des Wasserschutzgebietes „Ordenswald“, 

Bemessung und Abgrenzung der Schutzzonen, Koblenz, Januar 2015; Verfasser: Björnsen Beratende Ingenieure GmbH. 
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Wie im bestehenden Antrag auf Neufestsetzung des WSG „Ordenswald“ 

erläutert wird, ergeben die Verbreitung der stockwerkstrennenden 

Schichten im hydrogeologischen Untergrundaufbau ergänzt durch die 

Absperrung der Tiefbrunnen bis zum Entnahmegrundwasserleiter hin ei-

ne Schutzfunktion der Wassergewinnung. 

 

Die wiederum durch die hydrogeologischen Verhältnisse sowie die Ab-

sperrung der Brunnen bedingten langen Grundwasserfließzeiten im 

Trinkwassereinzugsgebiet bieten dazu eine pragmatische und ausrei-

chende Vorwarn- und Reaktionszeit für Gegenmaßnahmen im Falle eines 

Schadstoffeintrags. Das gilt v.a. für akute punktuelle Quellen wie bei-

spielsweise bei Leckagen nach Unfällen, denen durch Eingrenzung und 

Entnahme kontaminierten Bodenmaterials und beispielsweise der Ein-

richtung von Abschirm- und Wiedergewinnungsbrunnen in ausreichen-

der Entfernung zu den Trinkwasserbrunnen entgegengetreten werden 

kann. Hierin liegt die Schutzfähigkeit für die Wassergewinnung begrün-

det. 

 

Hinsichtlich diffuser Stoffeinträge, vornehmlich über hydraulische Fenster 

in den stockwerkstrennenden Schichten, und bisweilen unerkannter 

Grund- bzw. Trinkwassergefährdungen bietet die Vorfeldüberwachung 

die erforderliche Schutzfähigkeit.  

 

Tiefere Eingriffe in den Untergrund bzw. Bohrungen (z.B. für Erdwärme-

sonden, zu Korrosionsschutzzwecken) bzw. deren unsachgemäße Ab-

dichtung stellt wegen des potentiellen unmittelbaren Eintrags von 

Schadstoffen durch hydraulische Kurzschlüsse zwischen den Grundwas-

serleitern eine Gefährdung für das Trinkwasservorkommen dar, dem bei-

spielsweise anhand von Verboten, Anzeige- und Genehmigungsvorbe-

halten sowie mittels der Vorfeldüberwachung begegnet werden sollte, 

um auch in diesem Punkt die Schutzfähigkeit zu erreichen. 
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III. Fachliche Stellungnahme 

1. Anlass für etwaige Abweichungen vom Standard der technischen 

Regel 

Vom bisherigen Schutzkonzept bzw. von der bisherigen Abgrenzung des 

WSG kann aus fachlicher Sicht im Einzelfall abgewichen werden, wenn 

auch bei der Anwendung alternativer Abgrenzungskriterien eine Schutz-

fähigkeit bestünde.  

 

Die großflächige Ausbreitung der geplanten Schutzzone IIIB und die lan-

gen Grundwasserfließzeiten (100 bis 150 Jahre)36 von der Grenze des un-

terirdischen Einzugsgebiets bis zu den Brunnen gibt vor dem Hinter-

grund der unter D.II.2 angeführten Schutzfähigkeit Anlass, verschiedene 

Ansätze zur Verkleinerung der Schutzzone IIIB zu prüfen (siehe nachfol-

gend). 

 

2. Abgrenzung anhand der 50-Jahres-Grundwasserstömungsisochrone 

Im Folgenden wird gemäß einem Vorschlag der Struktur- und Genehmi-

gungsdirektion (SGD) Süd die Verkleinerung der Schutzzone IIIB anhand 

der 50-Jahres-Grundwasserstömungsisochrone (kurz: 50a-Isochrone) 

prüfend erläutert. 

 

Die 50a-Grundwasserströmungsisochrone wird mittels des numerischen 

Grundwassermodells ermittelt. Dafür werden die Fließzeiten des Grund-

wassers auf dessen Strömungsbahnen von den Brunnen bis zum Grund-

wasserneubildungsort zurückverfolgt. Somit lässt sich entlang der 50a-

Zeitmarken auf den Strömungsbahnen eine Isochrone darstellen  

(Abbildung 2: grüne Linie).  

 

  

                                                
36

  Stadtwerke Neustadt an der Weinstraße GmbH (Hrsg.), Antrag auf Neufestsetzung des Wasserschutzgebietes „Ordenswald“, 

Bemessung und Abgrenzung der Schutzzonen, Koblenz, Januar 2015; Verfasser: Björnsen Beratende Ingenieure GmbH. 
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Abbildung 2:  Darstellung der 50-Jahres-Grundwasserströmungsisochrone 

 

Die Darstellung der 50-Isochrone ist für die Brunnen „Ordenswald“ fach-

lich plausibel möglich, da das Grundwasser hier nur aus einer, ver-

gleichsweise klar abgegrenzten, hydrogeologischen Einheit (Unterer 

Grundwasserleiter = UGWL) entnommen wird. Die Entnahmen finden 

somit aus einem relativ engen und begrenzten Tiefenbereich statt.  

 

Eine allgemeine fachliche Begründung für die Auswahl der 50a-

Isochrone, z.B. im Vergleich zur 30a-Isochrone gemäß Brandenburgischer 

Leitlinie, muss offenbleiben. Es sind nämlich mehrere Isochronen fachlich 

plausibel darstellbar, für die jeweils im Einzelfall die Schutzfähigkeit ge-

prüft werden müsste, wie dies hier für die 50a-Isochrone folgt. 

 

Die überlagernden stockwerkstrennenden Schichten und die Absperrung 

der Brunnen bieten auch innerhalb der 50a-Isochrone eine wirksame 

Schutzfunktion gegen die Verfrachtung von Schadstoffen aus dem ober-

flächennahen Untergrund in den Entnahmegrundwasserleiter und die 

Brunnen. 
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Zudem besteht zwischen der 50a-Isochrone und der Schutzzone IIIA 

ebenfalls eine hinreichende Vorwarn- und Reaktionszeit für Gegenmaß-

nahmen im Falle eines Schadstoffeintrags, wie unter Abschnitt II ausge-

führt. 

 

Hinsichtlich diffuser Stoffeinträge verringert sich die Schutzfunktion vor-

nehmlich über die Fläche zwischen der Umhüllenden des Bilanzde-

ckungsgebietes (äußere Grenze des geplanten WSG). Im Rahmen der 

50a-Isochrone besteht allerdings auch in diesem Punkt eine ausreichen-

de Vorwarn- und Reaktionszeit für Gegenmaßnahmen, wenn die Aus-

breitung der potentiellen Schadstoffe im Vorfeld der Brunnen angemes-

sen überwacht wird. Dazu gehörten beispielsweise die Nitratgehalte so-

wie persistente bzw. schwer abbaubare Fremdstoffe (z.B. Pflanzen-

schutzmittel und deren Metaboliten, Arzneimittelrückstände u.a.m.), die 

anhand von Analysen bereichsweise in allen Grundwasserstockwerken 

belegt sind. Um diese angemessen überwachen zu können, müsste das 

Messstellennetz ggf. gezielt verdichtet werden.37 

 

Bei den bereichsweise erhöhten Nitratgehalten im Entnahmegrundwas-

serleiter - als ein Beispiel für Einträge aus der Landwirtschaft - handelt es 

sich um Auswirkungen der Ausbringungen in den 1980-ern, also um eine 

Altlast. Daher ergibt sich die Schutzfähigkeit gegenüber dieser bereits 

eingetragenen Altlast nur durch das derzeit wirksame Retentions-, Ver-

dünnungs- und Abbauvermögen im Untergrund sowie ggf. durch Ge-

genmaßnahmen der Wasseraufbereitung in Verbindung mit der Vorfeld-

überwachung. Folglich zielt bei Verunreinigungsaltlasten das Schutzkon-

zept nicht auf die Minimierung weiterer Einträge der Fremdstoffe ab, 

sondern erforderlichenfalls auf technische Gegenmaßnahmen zur Trink-

wasseraufbereitung, um das Schutzziel Trinkwasserqualität zu wahren. 

Somit wiederum ist eine Verkleinerung des Wasserschutzgebietes an-

hand der 50a-Isochrone unabhängig von solchen Verunreinigungsaltlas-

ten, wenn sie bereits in den Entnahmegrundwasserleiter eingetragen 

wurden.  

                                                
37

  Stadtwerke Neustadt an der Weinstraße GmbH (Hrsg.), Antrag auf Neufestsetzung des Wasserschutzgebietes „Ordenswald“, 

Bemessung und Abgrenzung der Schutzzonen, Koblenz, Januar 2015; Verfasser: Björnsen Beratende Ingenieure GmbH. 
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Einen zusätzlichen Schutz bietet das seitens der Stadtwerke Neustadt an 

der Weinstraße GmbH durchgeführte laufende Nitratbeprobungspro-

gramm auf landwirtschaftlich genutzten Flächen im Trinkwassereinzugs-

gebiet, um den aktuellen Düngemittelaustrag und die Nitratverfrachtung 

im Boden zu überwachen.  

 

Zudem ist unter den allgemeinen Vorgaben der guten landwirtschaftli-

chen Praxis und der bestehenden Landnutzung vornehmlich mit Wein-

bau als Dauerkultur nicht zu erwarten, dass sich die Düngemittelausbrin-

gung und somit neue Nitratbelastungen signifikant verstärken werden.  

 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Schutzfähigkeit auch bei 

einer Verkleinerung des WSG auf die Fläche innerhalb der 50a-

Isochrone mit einer angemessenen Vorfeldüberwachung und der ge-

zielten Verdichtung des Messstellennetzes erreicht werden kann. 

 

3. Weitere Ansätze zur Abgrenzung des WSG „Ordenswald“ 

a) Abgrenzung gemäß Bayerischem Merkblatt 

Grundsätzlich wäre die Vorgehensweise gemäß dem Bayerischen 

Merkblatt des LfU auch für das WSG „Ordenswald“ denkbar. Die in 

Abbildung 1 dargestellten, aufeinander aufbauenden Arbeitsschrit-

te müssten entsprechend beschritten werden.  

 

Eine bedeutsame Abweichung von der für den „Ordenswald“ 

durchgeführten Vorgehensweise zu Abgrenzung besteht in der 

Bewertung der Schutzfunktion grundwasserüberdeckender Schich-

ten. Diese bezieht sich auf die ungesättigte Zone, den Bereich der 

Sickerwasserpassage oberhalb des Grundwasserspiegels sowie auf 

hangende (synonym: schwebende) Grundwasserleiter oberhalb des 

Entnahmegrundwasserleiters. Für das Einzugsgebiet der Wasser-

gewinnung „Ordenswald“ liegen die erforderlichen Informationen 

nicht in der Auflösung vor, dass sie zu einer Begründung für eine 

veränderte Abgrenzung führten. Den stockwerkstrennenden 

Schichten, innerhalb der gesättigten Zone, kommt eine größere 
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Schutzfunktion zu als der Grundwasserüberdeckung. Auch der Um-

stand, dass innerhalb des Trinkwassereinzugsgebietes bereits was-

sergefährdende Stoffe in den Entnahmegrundwasserleiter einge-

tragen wurden (z.B. Nitrat), führt zum Fokus auf die gesättigte Zone 

und die stockwerkstrennenden Schichten darin hinsichtlich der Be-

gründung der Schutzfähigkeit. Dabei bleibt die Verkleinerung des 

Wasserschutzgebietes unabhängig von der Schutzfunktion der 

Grundwasserüberdeckung, ausgenommen hydraulische Kurzschlüs-

se durch tiefere Eingriffe bzw. Bohrungen (Abschnitt 2). Weiterfüh-

rende grundsätzliche fachliche Kritik an der Methodik des Bayeri-

schen Ansatzes ist der wissenschaftlichen Konzeption zur Ableitung 

der Schutzzonengrenzen für das WSG „Benzenloch“ zu entneh-

men.38 Im Falle des „Ordenswaldes“ liefert der Bayerische Ansatz 

daher keine fachlich unstrittige und stringentere Begründung zur 

Verkleinerung des Wasserschutzgebietes. 

 

b) Abgrenzung gemäß Brandenburgischer Leitlinie 

Der Brandenburgische Ansatz ähnelt der in D.III.2 erörterten Ab-

grenzung anhand einer 50a-Isochrone.  

 

Wie auch in D.III.2 erläutert, muss die allgemeine fachliche Begrün-

dung für die Auswahl der Isochrone (50a oder 30a oder einer ande-

ren Isochrone) als Kriterium für die räumliche Abgrenzung offen-

bleiben. Für Isochronen, wenn sie fachlich plausibel darstellbar sind, 

muss jeweils im Einzelfall die Schutzfähigkeit geprüft werden. Auch 

die Betrachtung der Größe des Trinkwassereinzugsgebiets bietet 

keine fachliche stringente bzw. hinreichende Argumentation hin-

sichtlich der Schutzfähigkeit einer Trinkwassergewinnung. Auch hier 

muss der Einzelfall geprüft werden. 

 

                                                
38  Struktur- und Genehmigungsdirektion (SGD) Süd, Wissenschaftliche Konzeption zur Ableitung der Schutzzonengrenzen für 

das WSG „Benzenloch“, Karlsruhe, Dezember 2013, Verfasser: Deutsche Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) 

- Technologiezentrum Wasser, (TZW). 
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IV. Fazit und Schlussfolgerung 

Die Prüfung unterschiedlicher Ansätze zur Verkleinerung des Umfangs des 

WSG „Ordenswald“ führt zu dem Schluss, dass seine Abgrenzung anhand von 

Isochronen aus fachlicher Sicht möglich ist.  

 

Auch die Schutzfähigkeit des Trinkwasservorkommens könnte bei Reduktion 

der Fläche auf Basis der 50a-Isochrone mit einer entsprechenden Änderung 

des Schutzkonzepts erreicht werden. Die Schutzfähigkeit des Trinkwasservor-

kommens wird beispielsweise sowohl erreicht, wenn das Wasserschutzgebiet 

auf die Fläche innerhalb der 50a-Isochrone (eingedenk eins angepassten 

Schutzkonzeptes) reduziert wird als auch wenn es das gesamte unterirdische 

Einzugsgebiet der Trinkwasserbrunnen umfasst.  

 

Die Auswahl der Isochrone erscheint dabei zunächst beliebig, denn die Schutz-

fähigkeit wird bei der Anwendung verschiedener Isochronen (z.B. 49a-

Isochrone, 51a-Isochrone etc.) erreicht, was im Einzelfall stets zu prüfen und zu 

begründen ist (siehe zugehörige juristische Stellungnahme des Anwaltsbüros 

GGSC). 

 

In Abhängigkeit der örtlichen Gegebenheiten kann eine Isochrone als Linie 

gleicher Grundwasserfließzeiten zu den Trinkwasserbrunnen mitunter nicht 

darstellbar sein, wie beispielsweise im benachbarten Wassergewinnungsgebiet 

„Benzenloch“. Hier finden die Grundwasserentnahmen bei einer komplexen 

Untergrundstruktur an verschiedenen Brunnen aus unterschiedlichen hydro-

geologischen Einheiten bzw. Grundwasserstockwerken statt. 

 

Weitere Ansätze zur Verkleinerung des Wasserschutzgebietes im Vergleich 

zum gesamten Einzugsgebiet, wie sie in Bayern und in Brandenburg angewen-

det werden, bieten keine fachlich unstrittige und stringentere Argumentation 

hinsichtlich der Schutzfähigkeit einer Trinkwassergewinnung. Zudem besteht 

grundsätzliche fachliche Kritik an beiden Ansätzen, wie in der wissenschaftli-

chen Konzeption zur Ableitung der Schutzzonengrenzen für das WSG „Ben-
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zenloch“ dargestellt.39 Sowohl bei dem Bayerischen als auch bei dem Bran-

denburgischen Ansatz muss stets der Einzelfall geprüft werden. 

 

E.  Rechtliche Beurteilung von Abgrenzungsvarianten 

Auf Grundlage der fachlichen Stellungnahme von BCE ist die Verwendung einer 

50a-Isochrone, wie von der SGD Süd vorgeschlagen und informell zur Prüfung an-

geregt, (oder anderer Kriterien) für die Abgrenzung des WSG – also die Ausweisung 

eines Teils des Einzugsgebiets – aus rechtlicher Sicht wie folgt zu beurteilen: 

  

I. Gründe für eine Abweichung von der technischen Regel 

Die in der Stellungnahme aufgeführten Faktoren  lange Fließzeiten (Vorwarn-

zeiten), stockwerkstrennende Schichten, Förderungsregime (Entnahmegrund-

wasserleiter)  können im vorliegenden Falle eine Abweichung von der techni-

schen Regel rechtfertigen. Hierfür wäre allerdings eine ausführlichere fachliche 

Begründung zu empfehlen. 

 

II. Alternative Ansätze für die Abgrenzung des WSG „Ordenswald“ 

Die fachliche Bewertung zeigt, dass eine 50a-Isochrone geeignet wäre, um das 

WSG eindeutig abzugrenzen (vgl. D.III.2.).  

 

Ferner lässt sich einschätzen, dass bei einer solchen Eingrenzung des Schutz-

gebiets – mit der Ausweisung nur eines Teils des Einzugsgebiets  gleichwohl 

ein ausreichender Schutz des Grundwasservorkommens erreicht werden könn-

te. In der fachlichen Stellungnahme sind die Elemente des Schutzkonzepts, die 

im Zusammenwirken etwaige Gefährdungen des Grundwassers voraussichtlich 

rechtzeitig abwehren können, stichpunktartig aufgeführt. Entscheidende Be-

deutung kommt der Grundwasserüberwachung, den Vorwarnzeiten und den 

technischen Eingriffsoptionen im Falle auftretender Gefährdungen zu. 

 

                                                
39  Struktur- und Genehmigungsdirektion (SGD) Süd, Wissenschaftliche Konzeption zur Ableitung der Schutzzonengrenzen für 

das WSG „Benzenloch“, Karlsruhe, Dezember 2013, Verfasser: Deutsche Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) 

- Technologiezentrum Wasser, (TZW). 
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Es kann daher wahrscheinlich auch unter Verwendung einer 50a-Isochrone 

ein in sich stimmiges Schutzkonzept entwickelt werden, in dem eine ausrei-

chende Schutzfähigkeit nachgewiesen wird. Ein solches Schutzkonzept – auf 

dessen Nachvollziehbarkeit und Stimmigkeit die Rechtsprechung erhebli-

chen Wert legt  wäre allerdings noch detailliert auszuarbeiten.  

 

Für das Land Rheinland-Pfalz existiert hierfür weder eine Vollzugshilfe, noch 

eine etablierte Verwaltungspraxis, da in Rheinland-Pfalz  in Übereinstim-

mung mit der von der aktuellen Rechtsprechung bestätigten „Erlasslage“ 

sowie dem DVGW-Arbeitsblatt W 101   bisher regelmäßig die jeweiligen 

Einzugsgebiete insgesamt als WSG ausgewiesen werden. Die in Brandenburg 

und Bayern verwendeten Vollzugshilfen können hierzulande allenfalls als par-

tielle Orientierungshilfe herangezogen werden.  

 

III. Vergleichende Betrachtung mit der Ausweisung des WSG „Benzenloch“  

Nach Angaben der BCE lässt sich im geplanten WSG „Benzenloch“ eine 50a-

Isochrone geografisch nicht eindeutig bestimmen. Auf Basis eines solchen Kri-

teriums ließe sich daher das Schutzgebiet – anders als das WSG „Ordenswald“ 

– nicht eindeutig festlegen (vgl. auch D.IV.). Dieser Umstand könnte möglich-

erweise für eine unterschiedliche Behandlung der beiden Schutzgebiete spre-

chen.  

 

IV. Vorläufige Bewertung und Empfehlungen aus rechtlicher Sicht 

 Wahrscheinlich kann ein Schutzkonzept entwickelt werden, mit dem 

auch bei einer Eingrenzung des WSG anhand der 50a-Isochrone eine 

ausreichende Schutzfähigkeit nachgewiesen werden kann. 

 

 Dieser Ansatz könnte aus praktischer Sicht auch helfen, das WSG gegen 

die vorhandenen Widerstände hinsichtlich der Größe des beantragen 

WSG (gesamtes unterirdisches Einzugsgebiet) durchzusetzen. 

 

 Allerdings würden die Beteiligten (SGD Süd und SWN) damit den in der 

Technischen Regel vorgezeichneten und in der Praxis  auch in Rhein-

land-Pfalz  etablierten Weg (Ausweisung des Einzugsgebiets) verlas-

sen.  
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 Stattdessen begäben sich die Beteiligten mit der Verwendung einer 

Isochrone auf „ungesichertes Gelände“ von Maßstäben und unter-

schiedlichen, nicht etablierten methodischen Ansätzen zur Eingrenzung 

des Schutzgebiets.  

 

 Wie die Ausarbeitung der BCE zeigt, kann bisher fachlich nicht begründet 

werden, warum die 50a-Isochrone – und nicht eine andere Isochrone o-

der ein sonstiges Kriterium verwendet werden sollte. Angesichts der bis-

herigen Vorabstimmungen wäre daher nicht ein Ende der Diskussion zu 

erwarten. Wahrscheinlicher wäre, dass dann über angemessene Vor-

warnzeiten diskutiert, die 50a-Isochrone hinterfragt und auf die Praxis 

in Brandenburg (Abstandslinie, 30a-Isochrone) verwiesen wird.  

 

 In Rheinland-Pfalz existiert keine Vollzugshilfe und auch keine etablier-

te Praxis, um diesen Planungsprozess außerhalb des Regelverfahrens 

zielorientiert zu steuern.   

     

 Aus Sicht des Trinkwasserschutzes wäre mit der Einschränkung des 

Schutzgebiets entsprechend der 50a-Isochrone eine Akzentverschie-

bung des Schutzkonzepts verbunden: für die örtlich entfernteren Berei-

che des Einzugsgebiets träten an die Stelle des vorsorgenden Schutzes 

(WSG-Ausweisung) das Monitoring und nachträgliche technische Maß-

nahmen im Falle auftretender Gefährdungen. Ein solches Schutzkonzept 

kann im Rahmen des behördlichen Ermessens rechtlich einwandfrei aus-

gestaltet werden, auch wenn es den gesetzlichen Zielen des vorsorgen-

den Grundwasserschutzes nicht vollends entspricht (Interessenaus-

gleich/Verhältnismäßigkeit).  

 

 Sofern die Abgrenzung des WSG anhand der 50a-Isochrone konzeptio-

nell ausgearbeitet wird, eine ausreichende Schutzfähigkeit attestiert wird 

und die SWN den Weg hierfür bereitet, wäre eine „Rückbesinnung“ auf 

die Technische Regel (Abgrenzung entsprechend Einzugsgebiet) prak-

tisch schwierig. Damit sind insbesondere Risiken verbunden, wenn die 

fachlich kompetenten Behörden Bedenken gegen die Verwendung der 

50a-Isochrone haben, eine breite Diskussion über andere Abgrenzungs-

kriterien einsetzt und das Rechtssetzungsvorhaben dann nicht voran-
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kommt. Aus rechtlicher Sicht hat die Behörde zwar unseres Erachtens im 

Rahmen ihres Ermessens beide Optionen für die Abgrenzung – Einzugs-

gebiet oder 50a-Isochrone (im Falle eines stimmigen Schutzkonzepts). 

Wenn die maßgeblichen Beteiligten sich allerdings auf den abge-

schwächten Schutz (50a-Isochrone) einlassen, wird sich später die Aus-

weitung des Schutzes (Einzugsgebiet) im Verfahren praktisch viel schwe-

rer durchsetzen lassen.  

 

 Allerdings stellt sich die Frage, ob es Sache des Wasserversorgers sein 

sollte, eine solche Einschränkung des Schutzgebiets vorzuschlagen o-

der das Schutzkonzept abweichend von der geltenden Technischen 

Regel abzuschwächen.  

 

 Dem erforderlichen Interessenausgleich und sämtlichen Bedenken im 

Hinblick auf die Verhältnismäßigkeit kann auch bei Ausweisung des ge-

samten unterirdischen Einzugsgebiets als WSG umfassend Rechnung ge-

tragen werden, indem in Zone III abgestufte und abgemilderte Schutzbe-

stimmungen vorgesehen werden.     
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